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Die Verordnung, die am 1. Juli 1967 in Kraft 
getreten ist, wurde vom Herrn Präsidenten mit 
Schreiben vom 5. September 1967 dem Ausschuß für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit Frist zum 
13. Oktober 1967 zur Behandlung zugewiesen. Es 
handelt sich um eine sogenannte Nachlaufverord- 
nung, bei der der Deutsche Bundestag nach § 77 
Abs. 5 des Zollgesetzes (altes Recht) noch ein Auf- 
hebungsrecht in einer Frist von vier Monaten nach 
Verkündung hat. 

Durch diese Verordnung wurde der Deutsche Zoll- 
tarif 1966 auf Grund der Bestimmungen des EWG- 
Vertrages folgendermaßen geändert: 

1. Die Mitgliedstaaten haben für Erzeugnisse, die 
im Anhang II des EWG-Vertrages nicht aufge- 
führt sind, zur Zeit im wesentlichen Binnenzoll- 
sätze in Höhe von 20 Vo der Ausgangszollsätze 
angewandt. Der Rat hat jedoch am 26. Juli 1966 
entschieden, daß die Mitgliedstaaten die Binnen- 
zollsätze für diese Waren am 1. Juli 1967 auf 
15®/o der Ausgangszollsätze zu senken haben. 

2. Für Ölsaaten und ölhaltige Früchte sowie für 
pflanzliche oder aus Fischen und Meeressäuge- 
tieren gewonnene öle und Fette wurden durch 
die Gemeinsame Marktorganisation für Fette die 
Binnenzollsätze ab 1. Juli 1967 abgeschafft und 
der Gemeinsame (Außen-)Zolltarif eingeführt. 

Ausgenommen sind lediglich Oliven unid Oliven- 
öl, für die der Gemeinsame Markt schon ab 
10. November 1966 eingeführt worden war (vgl. 


Neunundsechzigste Verordnung zur Änderung 
des Deutschen Zolltarifs 1966 — Fettmarktord- 
nung — Drucksachen V/1260, V/1367). 

3. Die Verordnung Nr. 159 des Rats vom 25. Okto- 
ber 1966 mit zusätzlichen Vorschriften für die 
Gemeinsame Marktorganisation für Obst und Ge- 
müse sieht für folgende Waren die Senkung der 
Binnenzollsätze zum 1. Juli 1967 um weitere 
20 ^/o der Ausgangszollsätze vor: 

Gemüse und Küchenkräuter ausgenommen Kar- 
toffeln, Blumenkohl und Tomaten 

Pampelmusen und Weintrauben, ausgenom- 
men Tafeltrauben 

Schalenfrüchte (Mandeln, Walnüsse usw.) 
Mostäpfel, Mostbirnen und Quitten 
Steinobst, ausgenommen Pfirsiche 
Beeren und andere Früchte (Hagebutten usw.). 

4. Die genannten Bestimmungen der gemeinsamen 
Marktorganisationen für Fette und für Obst und 
Gemüse gelten in jedem Mitgliedstaat unmittel- 
bar. Durch die vorliegende Verordnung wurde 
der Deutsche Zolltarif entsprechend angepaßt. 

5. In dem Assoziierungsabkommen zwischen der 
EWG und Griechenland wurde u. a. festgelegt, 
daß für eine Reihe von Erzeugnissen zwischen 
den Vertragsparteien weder neue Zölle oder Ab- 
gaben gleicher Wirkung bei der Einfuhr und Aus- 
fuhr eingeführt werden, noch die in ihren Han- 
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delsbeziehungen bei Inkrafttreten dieses Ab- 
kommens angewandten Zölle oder Abgaben glei- 
cher Wirkung erhöht werden. 

Da durch die gemeinsame Marktorganisation für 
Fette das Tarifschema und die Zollsätze geändert 
wurden, wurde, um die derzeitige Zollsatzlage 
für verschiedene Öle gegenüber Griechenland 
fortführen zu können, das bisherige nationale 
Tarifschema für diese Waren als gesonderter | 
Anhang IV herausgegeben. i 

I 

6. Die Zollsätze für Algerien sind von der ab 1. Juli I 
1967 durchzuführenden Abschaffung oder Sen- j 
kung der Binnenzollsätze nicht betroffen, weil j 
die Zollvorteile, die Algerien eingeräumt wur- ' 
den, auf dem Stand vom 9. November 1966 ein- 
gefroren worden sind und Algerien an dem wei- 
teren Abbau der Binnenzollsätze vorläufig nicht 
mehr teilnimmt. 


7. Die Regelungen über die Senkung der Binnen- 
zollsätze auf „Frei" : 

a) bei der Einfuhr von Gemeinschaftswaren, die 
in Kleinsendungen an natürliche Personen 
eingehen oder von Reisenden in ihrem Ge- 
päck eingeführt werden, bis zu einem Wert 
von 240 DM und 

b) bei der Einfuhr von Teilen zerlegbarer Holz- 
häuser, die zum Bau von Holzhäusern be- 
stimmt sind, 

bleiben unberührt. 

Der Wirtschaftsausschuß hat geprüft, daß die 
durchgeführten Zolltarifänderungen den Bestimmun- 
gen des EWG- Vertrages entsprechen und empfiehlt 
dem Plenum, von seinem Aufhebungsrecht keinen 
Gebrauch zu machen. 


Bonn, den 5. Oktober 1967 


Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Dr. Serres 

Berichterstatter 
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